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– Grenzüberschreitende Sitzverlegung 

 Wirtschaft 

– Verwendung von Standardpreisen bei der Bewertung von Vorräten 
– Änderung von Verpflegungsgeld bei Dienstreisen in der Slowakei 
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 Recht 
Richtige Einrichtung der Handlungsweise des Pro-
kuristen in der Gesellschaft 
 
Die Prokura ist ein bedeutendes und im Unterneh-
mensumfeld relativ häufig genutztes Vertretungs-
institut. In der Anwendungspraxis, insbesondere 
bei unseren ausländischen Mandanten, stoßen wir 
auf verschiedene, in deren Heimatländern übliche 
Anforderungen an die Einrichtung der Handlungs-
weise des Prokuristen für der Gesellschaft. In den 
letzten Jahren erschien jedoch eine Reihe von Ent-
scheidungen in der Rechtsprechung, die insbeson-
dere die Grenzen des Handelns des Prokuristen für 
eine Gesellschaft betreffen. Hiermit möchten wir 
Ihnen die häufigsten und umstrittensten Fragen 
näherbringen, mit denen sich die slowakischen 
Gerichte in den letzten Jahren im Zusammenhang 
mit dem Handeln eines Prokuristen im Namen ei-
ner Gesellschaft befasst haben. 
 

 
 

Was die erste Einschränkung des Pro-
kuristen bei der Ausübung seines Amtes betrifft, 
so liegt diese in der eigentlichen Bestimmung des 
§ 14 des Handelsgesetzbuchs (im Folgenden HGB), 
in der es heißt: „Durch die Prokura wird der Proku-
rist von einem Unternehmer zu allen Rechtshand-
lungen berechtigt, die im Rahmen des Geschäfts-
betriebs vorgenommen werden, auch wenn für 
diese Handlungen sonst eine Sondervollmacht er-
forderlich ist.“ Aus der Diktion dieser Bestimmung 
ergibt sich, dass der Prokurist nicht berechtigt ist, 
Handlungen vorzunehmen, die nicht mit dem Ge-
schäftsbetrieb zusammenhängen, wie z. B. nicht 
berechtigt ist, eine Vollmacht an eine andere na-
türliche Person zu erteilen, Handlungen vorzuneh-
men, die den Betrieb wesentlich verändern - Ver-
kauf, Änderung der Organisationsform usw. Die 

Rechtsprechung hat eine Reihe solcher Handlun-
gen definiert, die nicht mit dem Geschäftsbetrieb 
zusammenhängen. Daher muss im ersten Schritt 
immer geprüft werden, ob die von dem Prokuristen 
vorzunehmende Handlung eine Handlung ist, die 
mit dem Geschäftsbetrieb zusammenhängt. 

Gemeinsames Handeln des Prokuristen und des 
Geschäftsführers  

In der Praxis begegnen wir häufig der Forderung, 
das Handeln des Prokuristen durch gemeinsames 
Handeln mit dem Geschäftsführer zu beschrän-
ken. Dabei ist zu betonen, dass jegliche Beschrän-
kung des Handelns des Prokuristen durch die Ge-
sellschaft in der Weise, dass er nur gemeinsam mit 
dem Geschäftsführer handeln darf, keine Wirkung 
gegenüber Dritten hat und eine solche Beschrän-
kung nicht in das zuständige Handelsregister ein-
getragen werden kann. Es ist weiterhin möglich, 
die Verpflichtung des Prokuristen, die vorherige 
Zustimmung des Geschäftsführers einzuholen, im 
Innenverhältnis (z.B. in einem Vertrag, einer inter-
nen Richtlinie) zu regeln, allerdings nur mit Wir-
kung innerhalb der Gesellschaft und nicht gegen-
über Dritten. Verletzt der Prokuristen die Pflicht 
zur Einholung der vorherigen Zustimmung, könn-
ten der Gesellschaft zwar Ansprüche gegen den 
Prokuristen aus der Pflichtverletzung zustehen 
(z.B. ein Schadensersatzanspruch), die vom Proku-
risten vorgenommenen Rechtshandlungen blieben 
aber auch ohne Zustimmung des Geschäftsführers 
wirksam. 

Arbeitsrechtliche Verhältnisse und der Prokurist 

Zu Unklarheiten bei der Handlung des Prokuristen 
für die Gesellschaft kommt es am häufigsten bei 
Arbeitsverhältnissen. Wie zu Beginn dieses Arti-
kels erwähnt, ist ein Prokurist befugt, alle Rechts-
handlungen vorzunehmen, die im Rahmen des Ge-
schäftsbetriebs anfallen. Ob die Begründung, Än-
derung oder Beendigung von Arbeitsverhältnissen 
eine Handlung ist, die den Geschäftsbetrieb be-
trifft, war in der Rechtspraxis lange Zeit unklar. Die 
Rechtsprechung der Slowakischen Republik hat 
jedoch seit etwa 2 Jahren eine Antwort auf diese 
Frage, obwohl wir darauf hinweisen müssen, dass 
es sich um eine Antwort handelt, die von der 
Fachöffentlichkeit immer noch kritisiert wird. Das 
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Oberste Gericht der Slowakischen Republik hat in 
einer seiner Entscheidungen festgestellt, dass die 
Prokura keine der Tätigkeiten umfasst, die das sta-
tutarische Organ nach innen der Gesellschaft aus-
übt. In Anbetracht der Tatsache, dass das Oberste 
Gericht der Slowakischen Republik arbeitsrechtli-
che Handlungen (wie z. B. die Kündigung des Ar-
beitsverhältnisses) als unternehmensinterne 
Handlungen ansieht, wobei die Befugnis des Pro-
kuristen, in arbeitsrechtlichen Beziehungen zu 
handeln, auch nicht aus dem Arbeitsgesetzbuch 
folgt, stellte es fest, dass die vom Prokuristen un-
terzeichnete Kündigung des Arbeitsverhältnisses 
ungültig ist. Bis zu einer abweichenden Entschei-
dung des Obersten Gerichts der Slowakischen Re-
publik ist daher zumindest Vorsicht geboten, wenn 
man als Prokurist in Arbeitsverhältnissen handelt, 
da jede von einem Prokuristen vorgenommene ar-
beitsrechtliche Handlung vom Gericht im Lichte 
der oben genannten Entscheidung als ungültig an-
gesehen werden könnte. 

Fazit 

Wir hoffen, dass dieser Artikel Ihnen zumindest ei-
nen grundlegenden Überblick über die Grenzen 
des Handelns als Prokurist für eine Gesellschaft 

gegeben hat. Wir versuchen stets, unsere Mandan-
ten individuell zu beurteilen und die interne Funk-
tionsweise der Gesellschaft so einzurichten, dass 
die Regeln für die Ausübung des Amtes des Proku-
risten klar und sachlich definiert sind, ohne dass 
ein unnötiges Risiko der Ungültigkeit von Rechts-
handlungen besteht. Wir freuen uns, wenn Sie sich 
mit uns in Verbindung setzen, um weitere Beratung 
nicht nur in diesem Bereich zu erhalten. 
 

Kontakt für weitere Informationen 

 

Lenka Valková 
Associate Partner 
Rechtsanwältin (Slowakei) 
T +421 2 5720 0400 
lenka.valkova@roedl.com 
 
 
 
 

 

 
 
 Recht 

Grenzüberschreitende Sitzverlegung 
 
Lange Zeit wurde die Problematik der grenzüber-
schreitenden Verlegung des Firmensitzes in der 
slowakischen Gesetzgebung relativ sparsam gere-
gelt. Bedeutend waren in diesem Fall die Bestim-
mungen des § 26 des Handelsgesetzbuchs in der 
Fassung späterer Vorschriften sowie die Recht-
sprechung des Gerichtshofs der Europäischen 
Union.  

Eine Änderung in dieser Hinsicht wird 
es ab dem 1. März 2024 geben, wenn das Gesetz 
Nr. 309/2023 Slg. über Umwandlungen von Han-
delsgesellschaften und Genossenschaften (nach-
folgend nur „Gesetz über Umwandlungen von Han-
delsgesellschaften“) in Kraft tritt/allgemeine Infor-
mationen darüber wurden in unserem September-
Newsletter veröffentlicht/. Das Gesetz enthält u.a. 
gesetzliche Regelungen über die Verlegung des 
Sitzes einer Gesellschaft in ein anderes Land der 
Europäischen Union. 

Wie sollte also der Prozess der grenzüberschrei-
tenden Verlegung des Sitzes nach dem 1. März 
2024 aussehen?  

In diesem Artikel erörtern wir die Situation, wenn 
der Sitz einer slowakischen Gesellschaft in ein an-
deres Land innerhalb der Europäischen Union ver-
legt werden soll.  

Das Gesetz über Umwandlungen von 
Handelsgesellschaften definiert eine grenzüber-
schreitende Umwandlung einer Gesellschaft als 
einen Vorgang, bei dem eine Gesellschaft ohne 
Auflösung oder Liquidation ihre im Register des 
Wegzugsmitgliedstaat eingetragene Rechtsform in 
die Rechtsform nach dem Recht des Zuzugsmit-
gliedstaates ändert und gleichzeitig zumindest ih-
ren Sitz in den Zuzugsmitgliedstaat verlegt. Das 
Gesetz lässt eine solche Umwandlung jedoch nur 
im Falle einer Aktiengesellschaft und einer Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung zu.  

Der erste und zugleich einer der wich-
tigsten Schritte im Prozess einer grenzüberschrei-
tenden Umwandlung ist die Ausarbeitung eines 
Projekts der grenzüberschreitenden Umwandlung. 
Dieses Projekt muss die im Gesetz über Umwand-
lungen von Handelsgesellschaften vorgeschriebe-
nen Erfordernisse enthalten. Die Anlagen zum Ent-
wurf des Projekts der grenzüberschreitenden 
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Umwandlung sind der Entwurf des Gesellschafts-
vertrags und der Entwurf der Satzung der umge-
wandelten Gesellschaft. 

Anschließend wird der Entwurf des Pro-
jekts der grenzüberschreitenden Umwandlung von 
einem Wirtschaftsprüfer geprüft, der einen schrift-
lichen Bericht über das Ergebnis der Prüfung er-
stellt. Gleichzeitig erstellt das satzungsmäßige Or-
gan der Gesellschaft einen schriftlichen Bericht, in 
dem die grenzüberschreitende Umwandlung aus 
rechtlicher und wirtschaftlicher Sicht erläutert und 
begründet wird, insbesondere die Auswirkungen 
auf die künftige Geschäftstätigkeit der Gesell-
schaft und die Auswirkungen auf die Arbeitneh-
mer. Dieser Bericht des statutarischen Organs soll 
einen Teil für die Gesellschafter und einen Teil für 
die Arbeitnehmer enthalten.  

Der Entwurf des Projekts der grenz-
überschreitenden Umwandlung wird in der Urkun-
densammlung hinterlegt. Zusammen mit dem Ent-
wurf des Projekts der grenzüberschreitenden Um-
wandlung wird in die Urkundensammlung auch die 
Information hinterlegt, in der die Gesellschafter, 
die Gläubiger und die Arbeitnehmer bzw. ihre Ver-
treter darüber informiert werden, dass sie spätes-
tens fünf Arbeitstage vor der Gesellschafterver-
sammlung, die über die grenzüberschreitende Um-
wandlung der Gesellschaft beschließt, Bemerkun-
gen zu dem Entwurf des Projekts der grenzüber-
schreitenden Umwandlung vorlegen können. Die 
Mitteilung über die Hinterlegung der oben genann-
ten Dokumente in die Urkundensammlung wird 
auch im Amtsblatt veröffentlicht. Eine Mitteilung 
über die Ausarbeitung eines Entwurfs des Projekts 
der grenzüberschreitenden Umwandlung wird 
auch an den zuständigen Steuerverwalter gesandt. 

Die Gesellschaft muss außerdem die 
erforderlichen Unterlagen mindestens sechs Wo-
chen vor der Abstimmung über die Genehmigung 
des Entwurfs des Projekts der grenzüberschreiten-
den Umwandlung an ihrem Sitz oder an einer an-
deren Adresse veröffentlichen. 

Der nächste Schritt im Prozess der 
grenzüberschreitenden Umwandlung der Gesell-
schaft ist die Genehmigung des Projektentwurfs 
durch die Gesellschafterversammlung der Gesell-
schaft. Sollten einige Gesellschafter der grenz-
überschreitenden Umwandlung nicht zustimmen, 
haben sie das Recht auf einen Ausgleichsanteil. 

Das Gesetz über Umwandlung von Handelsgesell-
schaften befasst sich im Zusammenhang mit der 
grenzüberschreitenden Umwandlung einer Gesell-
schaft auch mit dem Gläubigerschutz. 

Bevor die Eintragung einer Gesellschaft 
in das entsprechende Register in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union von der zu-
ständigen Behörde vorgenommen werden kann, 
muss auf Antrag der Gesellschaft von einem Notar 
geprüft werden, ob die Voraussetzungen für eine 
grenzüberschreitende Umwandlung der Gesell-
schaft erfüllt wurden. Dieser stellt dann vor der 
Umwandlung eine Bescheinigung aus, die die Form 
einer notariellen Urkunde hat. 

Die Bescheinigung vor der Umwand-
lung sollte anschließend den Behörden des Staa-
tes, wohin die Gesellschaft verlegt wird, über das 
System der Registervernetzung vorgelegt werden. 
Die Rechtmäßigkeit der grenzüberschreitenden 
Umwandlung sollte dann von der zuständigen Be-
hörde des Zuzugsstaats geprüft werden. Bei der 
Prüfung sollte daher untersucht werden, ob die 
umgewandelte Gesellschaft die Bestimmungen 
des Rechts des Zuzugsstaats über die Gründung 
von Gesellschaften und deren Eintragung in das 
entsprechende Register eingehalten hat.  

Nach der Prüfung der grenzüberschrei-
tenden Umwandlung der Gesellschaft sollte die 
zuständige Behörde des Zuzugsstaats die Gesell-
schaft in das entsprechende Register eintragen 
und das Gericht in der Slowakischen Republik In-
formationen darüber übermitteln. Letzteres sollte 
dann auf der Grundlage dieser Informationen die 
Gesellschaft aus dem Handelsregister der Slowa-
kischen Republik löschen. 
 

Kontakt für weitere Informationen 

 

Božena Nenovská 
Rechtsanwältin (Slowakei) 
T +421 2 5720 0400 
bozena.nenovska@roedl.com 
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 Wirtschaft 
Verwendung von Standardpreisen bei der Bewer-
tung von Vorräten 
 
In den letzten Jahren sind wir bei unseren Prüfun-
gen vermehrt auf die Verwendung von sogenann-
ten Standardpreisen bei der Bewertung von Vorrä-
ten gestoßen. Diese Bewertung wird in produzie-
renden Unternehmen angewandt, die sich meist im 
Besitz von Gesellschaftern aus den Benelux-Län-
dern, Deutschland und Liechtenstein, aber auch 
aus anderen Ländern befinden. 
 

 
 

Der Standardpreis ist eigentlich ein im 
Voraus festgelegter Preis, der die Anschaffungs-
nebenkosten der Vorräte einschließt und für die 
Bewertung der gekauften Vorräte sowie der selbst 
hergestellten Vorräte verwendet wird. In der Praxis 
sieht die Anwendung dieser Vorratsbewertung so 
aus, dass in der Regel zu Beginn des Rechnungs-
zeitraums Standardpreise für die einzelnen Vorräte 
festgelegt werden und in der Buchhaltung eine so 
genannte Neubewertung – eine Auf- oder Abwer-
tung des Preises der Vorräte auf den aktuellen 
Standardpreis – erfolgt.  

In der Bilanz spiegelt sich dieser Vor-
gang als Änderung der Bewertung des Lagerbe-
stands wider, und diese Änderung wird in der Ge-
winn- und Verlustrechnung als Veränderung der 
selbst erstellte Vorräte verbucht, unabhängig da-
von, ob es sich um erworbene oder selbst erstellte 
Vorräte handelt. Dadurch entsteht eine Diskrepanz 
zwischen der Veränderung der selbst erstellten 
Vorräte in der Bilanz und der in der Gewinn- und 
Verlustrechnung ausgewiesenen Veränderung der 
selbst hergestellten Vorräte, die am Jahresende 
korrigiert werden muss.  

Wenn Vorräte (Material, Waren) wäh-
rend des Rechnungszeitraums gekauft werden, 
werden sie zum letzten bekannten Standardpreis 
auf Lager genommen, wobei die Differenz zwi-
schen dem Standardpreis und dem Einkaufspreis 

der Vorräte auf der Rechnung des Lieferanten der 
Vorräte direkt in der Gewinn- und Verlustrechnung 
unter dem Konto 501 - Materialverbrauch verbucht 
wird. Diese Differenz zwischen dem Standardpreis 
und dem tatsächlichen Einkaufspreis der Vorräte 
ist eigentlich eine Preisabweichung, die wegen der 
korrekten Bewertung der Vorräte am Ende des 
Rechnungszeitraums bewertet und entsprechend 
angepasst werden muss. In der Gewinn- und Ver-
lustrechnung sollte nur der Teil der Preisabwei-
chung ausgewiesen werden, der auf den bereits 
verbrauchten Teil der Vorräte entfällt. Die Stan-
dardformel für die Auflösung von Bestandspreis-
abweichungen kann verwendet werden, um den 
Teil der Preisabweichung zu quantifizieren, der be-
reits in der Gewinn- und Verlustrechnung auszu-
weisen ist: 

 

 
 
 Die obige Formel wird verwendet, um zu 
beziffern, wie viel von der Preisabweichung in der 
Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesen wer-
den sollte und der Rest als Berichtigung der Be-
wertung der Vorräte auf Lager in der Bilanz zu ver-
buchen ist. 

Darüber hinaus sollte die Bewertung 
der erworbenen Vorräte auch unter dem Aspekt 
der Anschaffungsnebenkosten betrachtet werden. 
Bei der Verwendung des Standardpreises werden 
die vom Lieferanten in Rechnung gestellten tat-
sächlichen Anschaffungsnebenkosten direkt auf 
Aufwandskonten der Gewinn- und Verlustrech-
nung gebucht. Da der Standardpreis auch die An-
schaffungsnebenkosten der Vorräte enthält, ist 
eine Aufteilung des Standardpreises in Anschaf-
fungskosten und Anschaffungsnebenkosten und 
anschließend eine gesonderte Beurteilung der 
Richtigkeit der Bewertung der 
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Anschaffungsnebenkosten auf Lager am Ende der 
Rechnungsperiode erforderlich.  

Obwohl der oben beschriebene Ansatz 
die Verwendung von Standardpreisen bei der Be-
wertung von Vorräten teilweise bewältigen kann, 
birgt die Anwendung von Standardpreisen in der 
Rechnungslegung in der Slowakei auch gewisse 
Risiken. Die Verwendung von Standardpreisen 
selbst stellt eine gewisse Unvereinbarkeit mit den 
slowakischen Rechnungslegungsvorschriften dar, 
insbesondere im Hinblick auf die Preisanpassung 
nach oben - die Erhöhung des Lagerpreises für ge-
kaufte Vorräte (Material und Waren).  

Nach den slowakischen Rechnungsle-
gungsvorschriften sind gekaufte Vorräte mit dem 
in der Rechnung für den Kauf der Vorräte angege-
benen Einkaufpreis zu bewerten. Die slowakischen 
Rechnungslegungsvorschriften erlauben es je-
doch, den Preis der Vorräte jedoch in einen so ge-
nannten Festpreis und eine Preisabweichung auf-
geteilt werden, und die Preisabweichung kann mit 
Hilfe der oben genannten Formel in Kosten aufge-
löst werden. Diese Komponenten der Vorratsbe-
wertung sollten in separaten analytischen Konten 
verbucht werden. Führt die Anwendung des Stan-
dardpreises hingegen zu einer Minderung des La-
gerpreises, so bestehen steuerliche Risiken, da die 
Minderung der Vorräte auf Lager als Bildung einer 
Wertberichtigung auf die Vorräte behandelt wer-
den kann, die aus Sicht der Steuervorschriften ein 
nicht abzugsfähiger Aufwand ist.  

Da die Bewertung von Vorräten zu Stan-
dardpreisen in der Praxis immer häufiger vor-
kommt und lokale Gesellschaften diese Bewertung 
in die slowakische Buchhaltung in der Regel auf-
grund der Anforderung der Eigentümer der Gesell-
schaft übernehmen müssen, ist es notwendig, die 
oben genannten Risiken bei der Anwendung von 
Standardpreisen in der Praxis zu bewerten. Ob-
wohl es der Wunsch internationaler Unternehmen 
ist, keine Bewertungsunterschiede zwischen der 
lokalen Rechnungslegung und der Berichterstat-
tung der Muttergesellschaft zu haben, müssen bei 
der Anwendung von Standardpreisen einige Be-
wertungsanpassungen auf lokaler Ebene vorge-
nommen werden, und es entsteht ein Unterschied 
zwischen der Bewertung der Vorräte in der Rech-
nungslegung und ihrer Bewertung für die Bericht-
erstattung der Muttergesellschaft. 

 

Kontakt für weitere Informationen 

 

Michal Mitruška 
Manager 
Wirtschaftsprüfer (Slowakei) 
T +421 2 5720 0400 
michal.mitruska@roedl.com 
 

 

 
 
 Wirtschaft 

Änderung von Verpflegungsgeld bei Dienstreisen in 
der Slowakei 
 
Ab 1. Oktober 2023 wurden die Spesen für Dienst-
reisen innerhalb der Slowakei erhöht. Aktuell gel-
ten folgende Spesensätze: 
– bei Dienstreisen von 5 bis 12 Stunden beträgt der 

neue Satz 7,8 Euro 
– bei Dienstreisen von 12 bis 18 Stunden beträgt 

der neue Satz 11,6 Euro 
– bei Dienstreisen von über 18 Stunden am Tag, 

beträgt der Satz 17,4 Euro 
In diesem Zusammenhang wurde auch 

der Mindestwert der Essentickets geändert, der-
zeit liegt die Grenze bei 5,85 Euro. 

Gleichzeitig beeinflusst diese Ände-
rung auch die Höhe der Essenzuschusses, der von 
3,22 Euro bis 4,3 Euro betragen sollte. 

Kontakt für weitere Informationen 

 

Ján Beleš 
Associate Partner 
Hauptbuchhalter 
T +421 2 5720 0400 
jan.beles@roedl.com 
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Dieser Newsletter ist ein unverbindliches Informationsange-
bot und dient allgemeinen Informationszwecken. Es handelt 
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